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Richtlinie zur Sicherung  

guter wissenschaftlicher Praxis  

an der Northern Business School 

Stand: 13. September 2021 

 

§ 1 

Das Rektorat der NBS Northern Business School – University of Applied Sciences wird auf der 

Grundlage der DFG-Denkschrift „Sicherung guter wissenschaftlicher Praxis“ jedem konkreten 

Verdacht auf wissenschaftliches Fehlverhalten in der Northern Business School nachgehen. 

Sollte sich nach Aufklärung des Sachverhalts der Verdacht auf ein Fehlverhalten bestätigen, 

werden im Rahmen der zu Gebote stehenden Möglichkeiten dem Einzelfall angemessene 

Maßnahmen ergriffen. Neben dieser NBS-eigenen Richtlinie sehen sich die Mitglieder der 

Hochschule auch dem Wertekonzept und wissenschaftlichen Selbstverständnis, wie es durch 

die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) vertreten wird (siehe Anlage 1), verpflichtet und 

orientieren sich an den hier genannten Werten. 

 

§ 2 

(1) Gemäß der Empfehlung der Deutschen Forschungsgemeinschaft zur Sicherung guter 

wissenschaftlicher Praxis bestellt der Rektor1 als Ansprechpartner für Mitglieder und 

Angehörige der Northern Business School, die Vorwürfe wissenschaftlichen 

Fehlverhaltens vorzubringen haben, einen international erfahrenen Wissenschaftler 

(Ombudsperson) und seinen Stellvertreter. 

 

(2) Die Ombudsperson berät diejenigen, die sie über ein vermutetes wissenschaftliches 

Fehlverhalten informieren, und prüft die Vorwürfe unter Plausibilitätsgesichtspunkten 

auf Konkretheit und Bedeutung und im Hinblick auf Möglichkeiten der Ausräumung 

der Vorwürfe. Dabei steht sie allen Wissenschaftlern der Hochschule zur Beratung und 

Unterstützung in Fragen guter wissenschaftlicher Praxis und ihrer Verletzung durch 

wissenschaftliche Unredlichkeit zur Verfügung. 

 
1 Diese Richtlinie ist aus Gründen der Vereinfachung teilweise im generischen Maskulinum verfasst und 

schließt diverse, männliche und weibliche Hochschulangehörige gleichermaßen und gleichberechtigt 

mit ein. 



 

2 

 

(3) Die Ombudsperson berichtet jährlich dem Senat. 

 

(4) Im Falle der Verhinderung oder der Besorgnis der Befangenheit übernimmt  ein 

Stellvertreter die Aufgaben der Ombudsperson. 

 

(5) Die Ernennung erfolgt auf vier Jahre. Die Möglichkeit erneuter Ernennung ist 

gegeben. 

 

§ 3 

Zur Aufklärung wissenschaftlichen Fehlverhaltens setzt das Rektorat anlassbezogen eine 

Untersuchungskommission ein. Zu Mitgliedern beruft das Rektorat jeweils für die Dauer von 

drei Jahren drei Professoren, die Mitglieder oder Angehörige der Northern Business School 

sein müssen. Die Untersuchungskommission bestimmt eines ihrer Mitglieder zu der oder 

dem Vorsitzenden. Die Untersuchungskommission kann die Ombudsperson sowie weitere 

Personen, die im Umgang mit solchen Fällen besonders erfahren sind, mit beratender Stimme 

hinzuziehen. 

 

§ 4 

(1) Die Untersuchungskommission wird auf Antrag der Ombudsperson (§ 2) oder eines 

ihrer Mitglieder tätig. Der Vorsitzende der Kommission informiert hierüber den 

Rektor. 

 

(2) Die Untersuchungskommission tagt nichtöffentlich. 

 

(3) Die Untersuchungskommission ist berechtigt, alle der Aufklärung des Sachverhalts 

dienlichen Schritte zu unternehmen. Hierzu kann sie die erforderlichen Informationen 

und Stellungnahmen einholen und im Einzelfall auch Fachgutachter aus dem 

betreffenden Wissenschaftsbereich hinzuziehen. 

 

(4) Dem Betroffenen sind die belastenden Tatsachen und ggf. Beweismittel zur Kenntnis 

zu geben. 

 

(5) Sowohl der oder dem Betroffenen als auch dem Informationsgeber ist Gelegenheit 

zur mündlichen Äußerung zu geben. 

 

(6) Ist die Identität des Informationsgebers dem Betroffenen nicht bekannt, so ist ihm 

diese offen zu legen, wenn diese Information für die sachgerechte Verteidigung des 

Betroffenen notwendig erscheint; dies gilt insbesondere, wenn der Glaubwürdigkeit 
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des Informationsgebers für die Feststellung des Fehlverhaltens wesentliche 

Bedeutung zukommt. 

§ 5 

Stellt die Untersuchungskommission fest, dass ein wissenschaftliches Fehlverhalten vorliegt, 

so berät sie auch über die Möglichkeiten des weiteren Vorgehens, insbesondere über 

mögliche Folgen. Hier kommen neben arbeits- oder dienstrechtlichen Sanktionen auch die 

Einleitung akademischer, zivilrechtlicher oder strafrechtlicher Konsequenzen in Betracht. 

 

§ 6 

Der Vorsitzende der Untersuchungskommission berichtet dem Rektorat über die Ergebnisse 

ihrer Arbeit und legt eine Beschlussempfehlung vor. Er soll im Falle eines festgestellten 

wissenschaftlichen Fehlverhaltens einen Vorschlag für das weitere Vorgehen des Rektorats 

machen. 

 

§ 7 

(1) Das Rektorat entscheidet auf der Grundlage von Bericht und Empfehlung der 

Untersuchungskommission darüber, ob das Verfahren einzustellen oder ob ein 

wissenschaftliches Fehlverhalten hinreichend erwiesen ist. Im letzteren Fall entscheidet 

das Rektorat auch über die Folgen. 

 

(2) Der Betroffene sowie der Informationsgeber sind über die Entscheidung des Rektorats 

zu informieren. Dabei sind auch die wesentlichen Gründe, die zu der Entscheidung 

geführt haben, mitzuteilen. 

 

§ 8 

Diese Richtlinie tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung am 14.09.2021 in Kraft. Ausgefertigt 

aufgrund des Beschlusses des Senats der NBS Northern Business School – University of 

Applied Sciences am 10.09.2021. 

 

 

Professor Dr.-Ing. Uwe Här 

Rektor der Northern Business School 
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Anlage 1: Leitlinien zur Sicherung guter wissenschaftlicher Praxis, Kodex der 

DFG2 

Leitlinie 1: Verpflichtung auf die allgemeinen Prinzipien 

Hochschulen und außerhochschulische Forschungseinrichtungen legen unter Beteiligung 

ihrer wissenschaftlichen Mitglieder die Regeln für gute wissenschaftliche Praxis fest, geben sie 

ihren Angehörigen bekannt und verpflichten sie – unter Berücksichtigung der Besonderheiten 

des einschlägigen Fachgebiets – zu deren Einhaltung. Jede Wissenschaftlerin und jeder 

Wissenschaftler trägt die Verantwortung dafür, dass das eigene Verhalten den Standards 

guter wissenschaftlicher Praxis entspricht. 

Leitlinie 2: Berufsethos 

Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler tragen Verantwortung dafür, die grundlegenden 

Werte und Normen wissenschaftlichen Arbeitens in ihrem Handeln zu verwirklichen und für 

sie einzustehen. Die Vermittlung der Grundlagen guten wissenschaftlichen Arbeitens beginnt 

zu einem frühestmöglichen Zeitpunkt in der akademischen Lehre und wissenschaftlichen 

Ausbildung. Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aller Karriereebenen aktualisieren 

regelmäßig ihren Wissensstand zu den Standards guter wissenschaftlicher Praxis und zum 

Stand der Forschung. 

Leitlinie 3: Organisationsverantwortung der Leitung wissenschaftlicher Einrichtungen 

Die Leitungen von Hochschulen und außerhochschulischen Forschungseinrichtungen 

schaffen die Rahmenbedingungen für wissenschaftliches Arbeiten. Sie sind zuständig für die 

Einhaltung und Vermittlung guter wissenschaftlicher Praxis sowie für eine angemessene 

Karriereunterstützung aller Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler. Die Leitungen 

wissenschaftlicher Einrichtungen garantieren die Voraussetzungen dafür, dass die 

Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler rechtliche und ethische Standards einhalten 

können. Zu den Rahmenbedingungen gehören klare und schriftlich festgelegte Verfahren 

und Grundsätze für die Personalauswahl und die Personalentwicklung sowie für die 

Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses und der Chancengleichheit. 

Leitlinie 4: Verantwortung der Leitung von Arbeitseinheiten 

Die Leitung einer wissenschaftlichen Arbeitseinheit trägt die Verantwortung für die gesamte 

Einheit. Das Zusammenwirken in wissenschaftlichen Arbeitseinheiten ist so beschaffen, dass 

die Gruppe als Ganze ihre Aufgaben erfüllen kann, dass die dafür nötige Zusammenarbeit 

und Koordination erfolgen und allen Mitgliedern ihre Rollen, Rechte und Pflichten bewusst 

sind. Zur Leitungsaufgabe gehören insbesondere auch die Gewährleistung der 

angemessenen individuellen – in das Gesamtkonzept der jeweiligen Einrichtung 
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https://www.dfg.de/download/pdf/foerderung/rechtliche_rahmenbedingungen/gute_wissenschaftliche

_praxis/kodex_gwp.pdf 
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eingebetteten – Betreuung des wissenschaftlichen Nachwuchses sowie die Karriereförderung 

des wissenschaftlichen und wissenschaftsakzessorischen Personals. Machtmissbrauch und das 

Ausnutzen von Abhängigkeitsverhältnissen sind durch geeignete organisatorische 

Maßnahmen sowohl auf der Ebene der einzelnen wissenschaftlichen Arbeitseinheit als auch 

auf der Ebene der Leitung wissenschaftlicher Einrichtungen zu verhindern. 

Leitlinie 5: Leistungsdimensionen und Bewertungskriterien 

Für die Bewertung der Leistung von Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern ist ein 

mehrdimensionaler Ansatz erforderlich: Neben der wissenschaftlichen Leistung können 

weitere Aspekte Berücksichtigung finden. Die Bewertung der Leistung folgt in erster Linie 

qualitativen Maßstäben, wobei quantitative Indikatoren nur differenziert und reflektiert in die 

Gesamtbewertung einfließen können. Soweit freiwillig angegeben, werden – neben den 

Kategorien des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes – auch individuelle Besonderheiten 

in Lebensläufen in die Urteilsbildung einbezogen. 

Leitlinie 6: Ombudspersonen 

Hochschulen und außerhochschulische Forschungseinrichtungen sehen mindestens eine 

unabhängige Ombudsperson vor, an die sich ihre Mitglieder und Angehörigen in Fragen 

guter wissenschaftlicher Praxis und in Fragen vermuteten wissenschaftlichen Fehlverhaltens 

wenden können. Sie tragen hinreichend dafür Sorge, dass die Ombudspersonen an der 

Einrichtung bekannt sind. Für jede Ombudsperson ist eine Vertretung für den Fall der 

Besorgnis der Befangenheit oder der Verhinderung vorzusehen. 

Leitlinie 7: Phasenübergreifende Qualitätssicherung 

Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler führen jeden Teilschritt im Forschungsprozess 

lege artis durch. Wenn wissenschaftliche Erkenntnisse öffentlich zugänglich gemacht werden 

(im engeren Sinne in Form von Publikationen, aber auch im weiteren Sinne über andere 

Kommunikationswege), werden stets die angewandten Mechanismen der Qualitätssicherung 

dargelegt. Dies gilt insbesondere, wenn neue Methoden entwickelt werden. 

Leitlinie 8: Akteure, Verantwortlichkeiten und Rollen 

Die Rollen und die Verantwortlichkeiten der an einem Forschungsvorhaben beteiligten 

Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler sowie des wissenschaftsakzessorischen Personals 

müssen zu jedem Zeitpunkt eines Forschungsvorhabens klar sein. 

Leitlinie 9: Forschungsdesign 

Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler berücksichtigen bei der Planung eines Vorhabens 

den aktuellen Forschungsstand umfassend und erkennen ihn an. Die Identifikation relevanter 

und geeigneter Forschungsfragen setzt sorgfältige Recherche nach bereits öffentlich 

zugänglich gemachten Forschungsleistungen voraus. Die Hochschulen und 
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außerhochschulischen Forschungseinrichtungen stellen die hierfür erforderlichen 

Rahmenbedingungen sicher. 

Leitlinie 10: Rechtliche und ethische Rahmenbedingungen, Nutzungsrechte 

Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler gehen mit der verfassungsrechtlich gewährten 

Forschungsfreiheit verantwortungsvoll um. Sie berücksichtigen Rechte und Pflichten, 

insbesondere solche, die aus gesetzlichen Vorgaben, aber auch aus Verträgen mit Dritten 

resultieren, und holen, sofern erforderlich, Genehmigungen und Ethikvoten ein und legen 

diese vor. Im Hinblick auf Forschungsvorhaben sollten eine gründliche Abschätzung der 

Forschungsfolgen und die Beurteilung der jeweiligen ethischen Aspekte erfolgen. Zu den 

rechtlichen Rahmenbedingungen eines Forschungsvorhabens zählen auch dokumentierte 

Vereinbarungen über die Nutzungsrechte an aus ihm hervorgehenden Forschungsdaten und 

Forschungsergebnissen. 

Leitlinie 11: Methoden und Standards 

Zur Beantwortung von Forschungsfragen wenden Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler 

wissenschaftlich fundierte und nachvollziehbare Methoden an. Bei der Entwicklung und 

Anwendung neuer Methoden legen sie besonderen Wert auf die Qualitätssicherung und 

Etablierung von Standards. 

Leitlinie 12: Dokumentation 

Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler dokumentieren alle für das Zustandekommen 

eines Forschungsergebnisses relevanten Informationen so nachvollziehbar, wie dies im 

betroffenen Fachgebiet erforderlich und angemessen ist, um das Ergebnis überprüfen und 

bewerten zu können. Grundsätzlich dokumentieren sie daher auch Einzelergebnisse, die die 

Forschungshypothese nicht stützen. Eine Selektion von Ergebnissen hat in diesem 

Zusammenhang zu unterbleiben. Sofern für die Überprüfung und Bewertung konkrete 

fachliche Empfehlungen existieren, nehmen die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler die 

Dokumentation entsprechend der jeweiligen Vorgaben vor. Wird die Dokumentation diesen 

Anforderungen nicht gerecht, werden die Einschränkungen und die Gründe dafür 

nachvollziehbar dargelegt. Dokumentationen und Forschungsergebnisse dürfen nicht 

manipuliert werden; sie sind bestmöglich gegen Manipulationen zu schützen. 

Leitlinie 13: Herstellung von öffentlichem Zugang zu Forschungsergebnissen 

Grundsätzlich bringen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler alle Ergebnisse in den 

wissenschaftlichen Diskurs ein. Im Einzelfall kann es aber Gründe geben, Ergebnisse nicht 

öffentlich zugänglich (im engeren Sinne in Form von Publikationen, aber auch im weiteren 

Sinne über andere Kommunikationswege) zu machen; dabei darf diese Entscheidung nicht 

von Dritten abhängen. Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler entscheiden in eigener 

Verantwortung – unter Berücksichtigung der Gepflogenheiten des betroffenen Fachgebiets –, 

ob, wie und wo sie ihre Ergebnisse öffentlich zugänglich machen. Ist eine Entscheidung, 
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Ergebnisse öffentlich zugänglich zu machen, erfolgt, beschreiben Wissenschaftlerinnen und 

Wissenschaftler diese vollständig und nachvollziehbar. Dazu gehört es auch, soweit dies 

möglich und zumutbar ist, die den Ergebnissen zugrunde liegenden Forschungsdaten, 

Materialien und Informationen, die angewandten Methoden sowie die eingesetzte Software 

verfügbar zu machen und Arbeitsabläufe umfänglich darzulegen. Selbst programmierte 

Software wird unter Angabe des Quellcodes öffentlich zugänglich gemacht. Eigene und 

fremde Vorarbeiten weisen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler vollständig und korrekt 

nach. 

Leitlinie 14: Autorschaft 

Autorin oder Autor ist, wer einen genuinen, nachvollziehbaren Beitrag zu dem Inhalt einer 

wissenschaftlichen Text-, Daten- oder Softwarepublikation geleistet hat. Alle Autorinnen und 

Autoren stimmen der finalen Fassung des Werks, das publiziert werden soll, zu. Sie tragen für 

die Publikation die gemeinsame Verantwortung, es sei denn, es wird explizit anders 

ausgewiesen. Autorinnen und Autoren achten darauf und wirken, soweit möglich, darauf hin, 

dass ihre Forschungsbeiträge von den Verlagen beziehungsweise den Infrastrukturanbietern 

so gekennzeichnet werden, dass sie von Nutzerinnen und Nutzern korrekt zitiert werden 

können. 

Leitlinie 15: Publikationsorgan 

Autorinnen und Autoren wählen das Publikationsorgan – unter Berücksichtigung seiner 

Qualität und Sichtbarkeit im jeweiligen Diskursfeld – sorgfältig aus. Wissenschaftlerinnen und 

Wissenschaftler, die die Funktion von Herausgeberinnen und Herausgebern übernehmen, 

prüfen sorgfältig, für welche Publikationsorgane sie diese Aufgabe übernehmen. Die 

wissenschaftliche Qualität eines Beitrags hängt nicht von dem Publikationsorgan ab, in dem 

er öffentlich zugänglich gemacht wird. 

Leitlinie 16: Vertraulichkeit und Neutralität bei Begutachtungen und Beratungen 

Redliches Verhalten ist die Grundlage der Legitimität eines Urteilsbildungsprozesses. 

Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, die insbesondere eingereichte Manuskripte, 

Förderanträge oder die Ausgewiesenheit von Personen beurteilen, sind diesbezüglich zu 

strikter Vertraulichkeit verpflichtet. Sie legen alle Tatsachen offen, die die Besorgnis einer 

Befangenheit begründen können. Die Verpflichtung zur Vertraulichkeit und zur Offenlegung 

von Tatsachen, die die Besorgnis einer Befangenheit begründen können, gilt auch für 

Mitglieder in wissenschaftlichen Beratungs- und Entscheidungsgremien. 

 

Leitlinie 17: Archivierung 

Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler sichern öffentlich zugänglich gemachte 

Forschungsdaten beziehungsweise Forschungsergebnisse sowie die ihnen zugrunde 

liegenden, zentralen Materialien und gegebenenfalls die eingesetzte Forschungssoftware, 
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gemessen an den Standards des betroffenen Fachgebiets, in adäquater Weise und bewahren 

sie für einen angemessenen Zeitraum auf. Sofern nachvollziehbare Gründe dafür existieren, 

bestimmte Daten nicht aufzubewahren, legen die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler 

dies dar. Hochschulen und außerhochschulische Forschungseinrichtungen stellen sicher, dass 

die erforderliche Infrastruktur vorhanden ist, die die Archivierung ermöglicht. 

Leitlinie 18: Hinweisgebende und von Vorwürfen Betroffene 

Die zuständigen Stellen an den Hochschulen und außerhochschulischen 

Forschungseinrichtungen (in der Regel Ombudspersonen und Untersuchungskommissionen), 

die einen Verdacht wissenschaftlichen Fehlverhaltens überprüfen, setzen sich in geeigneter 

Weise für den Schutz sowohl der Hinweisgebenden als auch der/des von den Vorwürfen 

Betroffenen ein. Die Untersuchung von Vorwürfen wissenschaftlichen Fehlverhaltens erfolgt 

ausdrücklich unter Beachtung der Vertraulichkeit und des Grundgedankens der 

Unschuldsvermutung. Die Anzeige der Hinweisgebenden muss in gutem Glauben erfolgen. 

Bewusst unrichtig oder mutwillig erhobene Vorwürfe können selbst ein wissenschaftliches 

Fehlverhalten begründen. Wegen der Anzeige sollen weder der/dem Hinweisgebenden noch 

der/dem von den Vorwürfen Betroffenen Nachteile für das eigene wissenschaftliche oder 

berufliche Fortkommen erwachsen. 

Leitlinie 19: Verfahren in Verdachtsfällen wissenschaftlichen Fehlverhaltens 

Hochschulen und außerhochschulische Forschungseinrichtungen etablieren Verfahren zum 

Umgang mit Vorwürfen wissenschaftlichen Fehlverhaltens. Entsprechende Regelwerke 

erlassen sie auf Basis einer hinreichenden Rechtsgrundlage. Die zu etablierenden Regelwerke 

umfassen insbesondere Definitionen von Tatbeständen wissenschaftlichen Fehlverhaltens, 

Verfahrensvorschriften und Maßnahmen bei Feststellung eines wissenschaftlichen 

Fehlverhaltens. Die Regelwerke werden ergänzend zu einschlägigen, höherrangigen Normen 

angewandt. 

 

 


